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Umsetzung des Gewalthilfegesetzes in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit dem Gewalthilfegesetz wird erstmals ein bundesgesetzlicher Rechtsanspruch auf Schutz 
und Beratung für von geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt betroffene Frauen ein-
geführt. Mit der Verankerung dieses Rechtsanspruchs war die Erwartung verbunden, dass 
Gewaltschutz als staatliche Pflichtaufgabe auch mit einer verlässlichen, bedarfsgerechten und 
dauerhaft auskömmlichen Finanzierung des Hilfesystems einhergeht. 
 
Die Träger der Beratungs-, Präventions- und Schutzangebote weisen seit Jahren darauf hin, 
dass gemeinnützige Träger bestehende Finanzierungslücken nicht aus Eigenmitteln schließen 
müssen dürfen. Sie fordern, dass die öffentliche Hand ihrer Verantwortung für den Gewalt-
schutz durch eine vollständige und bedarfsgerechte Finanzierung der erforderlichen Angebote 
nachkommt. Auch die SPD-Fraktion hat sich in den vergangenen Jahren wiederholt für eine 
kostendeckende Finanzierung des Hilfesystems eingesetzt. 
 
Der kürzlich in die Verbändeanhörung gestartete Referentenentwurf zur Umsetzung des Ge-
walthilfegesetzes in Nordrhein-Westfalen lässt jedoch offen, was unter einer „angemessenen 
finanziellen Förderung“ konkret zu verstehen ist. Insbesondere bleibt unklar, ob die Landesre-
gierung plant, die Förderung der Beratungs-, Präventions- und Schutzangebote an einen Ei-
genanteil der Träger zu knüpfen oder ob sie eine vollständige Finanzierung der notwendigen 
Kosten sicherstellen will. 
 
Neben den landesgeförderten Angeboten gibt es eine größere Anzahl von Angeboten, die 
freiwillig durch die Kommunen gefördert werden. Da zum 01.01.2027 der § 5 des Gewalthilfe-
gesetzes und damit der Sicherstellungsauftrag der Länder in Kraft tritt, befürchten die Ver-
bände, dass die Kommunen die Förderung beenden, da das Land nun kraft Gesetzes für die 
Bereitstellung dieser Angebote zuständig ist.  
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 8415 mit Schreiben vom 24. August 2026 namens der Landesregierung beant-
wortet. 
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1. Wie definiert die Landesregierung den im Gewalthilfegesetz (§ 5 Abs. 3) und im 
Referentenentwurf des dazugehörigen Landesausführungsgesetzes (§ 6 Abs. 2) 
verwendeten Begriff der „angemessenen finanziellen Förderung“? 

 
2. Beabsichtigt die Landesregierung, die Förderung der im § 6 des Gewalthilfegeset-

zes genannten Einrichtungen an einen Eigenanteil der Träger zu knüpfen? 
 
3. Welche Informationen zur künftigen Finanzierungssystematik hat die Landesregie-

rung den Trägern bislang mitgeteilt? 
 
Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 1 – 3 zusammen beantwortet. 
 
Die Landesregierung misst der Umsetzung des Gewalthilfegesetzes eine hohe Priorität bei. 
Ziel ist es sicherzustellen, dass jede von Gewalt bedrohte oder betroffene Frau und ihre Kinder 
die Unterstützung und den Schutz erhalten, den sie benötigen. Für viele Frauen geht es dabei 
um den Schutz von Leib und Leben.  
 
Die Länder sind ab dem 01.01.2027 verpflichtet, ein bedarfsgerechtes Hilfenetz für von ge-
schlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt betroffene Frauen und ihre mitbetroffenen Kinder 
sicherzustellen (sog. Sicherstellungsauftrag).  
Damit dieses Netz an Schutz- und Beratungsangeboten den tatsächlich bestehenden Unter-
stützungsbedarf deckt, sieht das Gewalthilfegesetz vor, dass die Länder eine Ausgangsana-
lyse und Entwicklungsplanung durchführen. Hierzu gehört, dass für verschiedene Personen-
gruppen im Bedarfsfall passgenaue Angebote unterbreitet werden können. Die Ausgangsana-
lyse wird derzeit fertig gestellt. Die Entwicklungsplanung soll Ende November 2026 vorliegen.  
 
Die Landesregierung wird dafür sorgen, dass das Gewalthilfegesetz in Landesrecht umgesetzt 
wird und eine verlässliche und flächendeckende Versorgung der von Gewalt betroffenen 
Frauen gewährleistet werden kann. Vor dem Hintergrund der laufenden Haushaltsberatungen 
und der bisher nicht abgeschlossenen Entwicklungsplanung können zum jetzigen Zeitpunkt 
noch keine konkreten Aussagen zur zukünftigen Finanzierungssystematik der landesgeförder-
ten Frauenhilfeinfrastruktur getroffen werden.  
Die Träger werden zeitnah nach Vorliegen der Beratungsergebnisse informiert. 
 
 
4. Wie viele Träger bislang nicht landesgeförderter Einrichtungen haben sich mit 

Blick auf eine Aufnahme in die Landesförderung ab dem 1. Januar 2027 an die 
Landesregierung gewandt? (bitte einzeln aufführen) 

 
Bezogen auf den Ausbau im Rahmen der Umsetzung des Gewalthilfegesetzes haben sich für 
den Förderbereich „Schutz und Hilfe für gewaltbetroffene Frauen“ acht Träger von bislang nicht 
landesgeförderten Einrichtungen an die Landesregierung mit Blick auf die Aufnahme in die 
Landesförderung ab dem 01.01.2027 gewandt.  
 
 
5. Wie beabsichtigt die Landesregierung, mit den unter Frage 4 genannten Förderbe-

gehren umzugehen? (bitte für jeden Einzelfall den aktuellen Sachstand aufführen) 
 
Die oben genannte Entwicklungsplanung soll den zur Sicherung des Rechtsanspruchs auf 
Schutz und Beratung notwendigen Bedarf an Schutz- und Beratungsangeboten aufzeigen und 
eine schrittweise Ausbauplanung enthalten. Sie wird voraussichtlich zum 30.11.2026 durch 
Kienbaum abschließend vorliegen. Daran anschließend erfolgt die Auswertung der 
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Entwicklungsplanung verbunden mit einer Finanzplanung durch das Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration.  
 
Vor dem Hintergrund der bisher nicht abgeschlossenen Entwicklungsplanung können zum jet-
zigen Zeitpunkt noch keine konkreten Aussagen zum Umgang mit den Förderbegehren getrof-
fen werden. 


